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Planmäßige Vervollkommnung der sozialistischen Rechtsordnung
Dr. SIEGFRIED WITTENBECK,
Stellvertreter des Ministers der Justiz

Auf dem XI. Parteitag der SED wurde eingeschätzt, daß die 
DDR jetzt über „ein umfassendes Gesetzeswerk (verfügt), das 
allen Bürgern die gleichen Rechte und Freiheiten garantiert, 
die Würde des Menschen schützt und sein Handeln im Sinne 
des sozialen Fortschritts fördert“.1 Hierin kommt zum Aus­
druck, wie die im Programm der SED gestellte Aufgabe reali­
siert wird, die sozialistische Rechtsordnung planmäßig ent­
sprechend dem erreichten Entwicklungsstand der Gesellschaft 
auszubauen und eine hohe Rechtssicherheit zu gewährleisten.* 2

Insbesondere seit dem VIII. Parteitag der SED sind be­
deutsame Schritte zur systematischen Vervollkommnung 
unserer Rechtsordnung getan worden. Die Durchführung der 
Politik der Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts­
und Sozialpolitik als Kern der ökonomischen Strategie hat 
auch für die Gesetzgebung qualitativ neue Bedingungen her­
vorgebracht. Diese finden ihren politischen Ausdruck in der 
im Programm der SED festgelegten und vom XI. Parteitag 
bestätigten Strategie der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft.

Kennzeichnend für die erfolgreiche Verwirklichung der 
Rechtspolitik der Partei der Arbeiterklasse sind vor allem 
die Verfassung der DDR, das Jugendgesetz, das Arbeits­
gesetzbuch, das Zivilgesetzbuch, das Vertragsgesetz, das LPG- 
Gesetz, das Gesetz über- die gesellschaftlichen Gerichte, das 
Grenzgesetz, das Wehrdienstgesetz, das Gesetz über die ört­
lichen Volksvertretungen sowie ein Komplex von Rechtsvor­
schriften zur Durchsetzung der ökonomischen Strategie der 
SED. Mit dem Inkraftsetzen dieser und anderer grundlegen­
den Rechtsvorschriften ging es zugleich um die weitere Ver­
vollkommnung des sozialistischen Rechtssystems als Ganzes. 
Auf dieser Grundlage prägen sich die Wesensmerkmale, 
Strukturen und Formen des Rechts der entwickelten sozia­
listischen Gesellschaft immer stärker aus.

Die Vervollkommnung der sozialistischen Rechtsordnung 
ist nicht bloß als ein Prozeß der Ablösung alter durch neue 
Gesetze, also als Gesetzgebung im engeren Sinne, zu verste­
hen. Vielmehr schließt sie die gesellschaftlich wirksame An­
wendung des geltenden Rechts und die Analyse der Rechts­
anwendung ein. „Mit höchster staatsbürgerlicher Verantwor­
tung und Weitsicht (ist) auf allen Ebenen Sorge dafür zu 
tragen, jedes beschlossene Gesetz auch umfassend zu höchster 
gesellschaftlicher Wirksamkeit zu führen. Es hleibt eine 
ständige Aufgabe, das Rechtsbewußtsein in allen Bereichen 
zu vertiefen und dem sozialistischen Recht in der Öffentlich­
keit die notwendige Aufmerksamkeit zu widmen.“3

Vervollkommnung der Rechtsordnung heißt auch, die 
Dialektik von Stabilität und Flexibilität der Rechtsetzung zu 
beherrschen, d. h. die Geltungsdauer der Rechtsvorschriften 
mit der Entwicklung der durch diese Vorschriften geregelten 
gesellschaftlichen Verhältnisse in Übereinstimmung zu 
bringen.

Für die gesellschaftlich wirksame Rechtsanwendung ist es 
wesentlich, daß die Rechtsvorschriften übersichtlich gestaltet 
und für jeden Bürger verständlich abgefaßt sind. Das große 
Interesse, das z. B. das Zivilgesetzbuch und das Arbeitsgesetz­
buch in der Bevölkerung gefunden haben, beweist, daß die 
Bürger diese Gesetze nicht nur zur Lösung von Konfliktfällen 
benötigen, sondern daß sie in wachsendem Maße das Recht 
freiwillig einhalten und es bewußt für die Gestaltung ihrer 
Beziehungen nutzen.

Bei der weiteren Entwicklung der sozialistischen Rechts­
ordnung sind dem Ministerium der Justiz weitreichende Auf­
gaben übertragen worden.4 Besondere Schwerpunkte sind
— die Vervollkommnung von Rechtsvorschriften auf dem 

Gebiet des Justizrechts und die Kontrolle ihrer Wirksam­
keit;

— die Mitwirkung bei der Analyse und Prüfung der Wirk­
samkeit von Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des Wirt­
schaftsrechts ;

— die Unterstützung der'Ministerien und der anderen zen­
tralen Staatsorgane bei der Qualifizierung der Rechtsarbeit 
und der Justitiartätigkeit in ihren Bereichen;

— die Ausarbeitung des Planes für die Gesetzgebung in Zu­
sammenarbeit mit den Ministerien und anderen zentralen 
Staatsorganen sowie die Koordinierung der Durchführung 
der sich daraus ergebenden Aufgaben;

— die einheitliche methodische Anleitung bei der Vorberei­
tung und Gestaltung von Rechtsvorschriften und die Ko­
ordinierung der Zusammenarbeit der beteiligten Organe.

Planung der Rechtsetzung

Die langfristige Planung der Gesetzgebung hat in den letzten 
Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen. Seit 1976 voll­
zieht sich die Rechtsetzung auf der Grundlage eines vom 
Ministerrat beschlossenen, für den Zeitraum von fünf Jahren 
geltenden Planes.5 Der Gesetzgebungsplan für die Jahre 1981 
bis 1985 enthielt 43 Positionen, die insgesamt ordnungsgemäß 
erfüllt wurden. Neben den im Plan vorgesehenen 12 Gesetzen 
und 15 Verordnungen wurden 11 Analysen zur Wirksamkeit 
von Rechtsvorschriften erarbeitet.

Es kann eingeschätzt werden, daß sich der Plan des Mini­
sterrates als Instrument zur Gewährleistung einer systemati­
schen, langfristigen Vorbereitung von Maßnahmen der Recht­
setzung bewährt hat. Die Ministerien und die anderen 
zentralen Staatsorgane haben auf seiner Grundlage ihre Ver­
antwortung für die Gesetzgebung gewissenhaft wahrgenom­
men und bei der Vorbereitung von Entwürfen für Rechtsvor­
schriften wirksam zusammengearbeitet. Insgesamt sind 
folgende Ergebnisse erreicht worden:

1. Die Rechtsentwi(klung vollzog sich in Übereinstimmung 
mit den Zielstellungen für die gesellschaftliche Entwicklung. 
Die Komplexität der Rechtsentwicklung wurde weitgehend 
gesichert.

2. Der Ministerrat hat in seinem Verantwortungsbereich 
die einheitliche Leitung der Rechtsentwicklung durchgesetzt, 
die Aufgaben seiner Organe auf diesem Gebiet langfristig 
festgelegt und deren planmäßige Verwirklichung koordiniert.

3. Die Ausarbeitung von Konzeptionen zur Vorbereitung 
von Rechtsvorschriften und die Tätigkeit von Gesetzgebungs­
kommissionen haben sich bewährt.

4. Zur Vorbereitung der Entscheidung über künftige 
Rechtsetzungsmaßnahmen wurde die analytische Tätigkeit 
weiterentwickelt. Es wurde eine größere Aussagekraft der 
Analysen zur Wirksamkeit von Rechtsvorschriften erreicht.

5. Die Zusammenarbeit mit der Wissenschaft bei der Vor­
bereitung von Rechtsetzungsmaßnahmen wurde planmäßiger 
und effektiver gestaltet.

6. Durch die langfristige Planung der grundlegenden 
Rechtsetzungsmaßnahmen wurde bewirkt, daß die Ministerien 
und anderen zentralen Staatsorgane qualifizierter entscheiden 
konnten, welche Nachfolgeregelungen (Anordnungen und 
Durchführungsbestimmungen) für ihren jeweiligen Verant­
wortungsbereich erforderlich wurden.
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